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Lüneburg.Am achtzehnten Verhandlungs-
tag verkündete der Vorsitzende Richter in
einemder letztengroßenAuschwitz-Prozes-
se dasUrteil. Eswar derMorgen des 15. Juli
2015. Oskar Gröning, von Journalisten
„Buchhalter von Auschwitz“ genannt, wur-
de vom Landgericht Lüneburg wegen Bei-
hilfe zumMord in 300000Fällen zu vier Jah-
ren Haft verurteilt. Seit Montag steht fest:
DasUrteil ist rechtskräftig. Eswurdehöchst-
richterlich vom Bundesgerichtshof (BGH)
bestätigt. „In Auschwitz durfte man nicht
mitmachen“, sagte Richter Franz Kompisch
seinerzeit in Lüneburg. Der Satz vonOpfer-
Anwalt Cornelius Nestler hört sich so ein-
fach an, auch Gröning wiederholte ihn in
seinemSchlusswort. Doch dieGerichte hat-
ten jahrzehntelang den Nachweis einer be-
stimmten konkreten Tatbeteiligung gefor-
dert, urteilten also ganz anders –wennüber-
haupt. Von den 6500 SS-Männern, die in
Auschwitz über die Jahre ihren Dienst ta-
ten, seien so nur 49 verurteilt worden, kriti-
sierte Richter Kompisch. Der Mordparagraf
habe aber immer eine Verfolgung erlaubt,
betonte er.
„Auschwitz war eine auf die Tötung von

MenschenausgerichteteMaschinerie“, fass-
te Kompisch zusammen – und Gröning sei
ein Teil des großen Verbrechens Auschwitz
gewesen. Auch das Verwalten der Gelder
der Verschleppten und das Bewachen ihres
Gepäcks sei Beihilfe gewesen.
„Das Urteil von Lüneburg hat damit

Rechtsgeschichte geschrieben“, sagte
Nebenkläger-Anwalt Thomas Walther am
Montag nach der BGH-Entscheidung. Mit
seinem Kollegen Nestler vertrat Walther
rund 50 der über 70 Nebenkläger von Lü-
neburg, die meisten sind Überlebende des
VernichtungslagersAuschwitz-Birkenau. Es
sei die wichtigste Entscheidung seit Mitte
der 60er-Jahre, sagteWalther, der viele Jah-
re für dieWertung „Beihilfe ist Beihilfe“ ge-
kämpft hat. „Seit dem Auschwitz-Prozess
von Frankfurt 1965 sind Tausende SS-Män-
ner, die in Auschwitz Dienst getan haben,
nicht mehr strafrechtlich verfolgt worden“,
kritisierte auch er.
Doch das Auschwitz-Urteil von Lüneburg

ist nicht nur ein juristischer Meilenstein, es
hat eine menschliche Dimension. Den
Nebenklägern ging es vor allem um späte
Gerechtigkeit. „Es geht mir nicht um die
Strafe, es geht mir um das Urteil, die Stel-
lungnahme der Gesellschaft“, erklärte zum
Beispiel dieAuschwitz-ÜberlebendeEvaPu-

sztai-Fahidi imVerfahren in Lüneburg.Dort
schilderten sie und andereÜberlebendedie
Verschleppung ihrer Familien, die furcht-
baren Transporte und die unmenschlichen
Zustände im Lager.
Max Eisen etwa war 15, als der Zug mit

seiner Familie nachAuschwitz rollte. Bereits
auf dem Transport aus Ungarn starben die
Menschen, berichtete er imLüneburgerVer-
fahren. Nach drei Tagen kamen sie an. „Es
war ein furchtbarer Geruch in der Luft, wie
verbranntes Fleisch“, erinnerte sich der

86-Jährige. Seine Mutter, seine kleine
Schwester, seine beiden Brüder, die Tante
und die Großeltern sah er nie wieder. Kurz
darauf wurden auch Vater und Onkel zur
Ermordung bestimmt. Eisen hatte nur Se-
kundenZeit, sich zu verabschieden. „Wenn
Du überlebst, wirst Du der Welt erzählen,
was passiert ist“, sagte der Vater. „Nein,
nicht übertrieben“, sagte Gröning im Ver-
fahren. Der frühere Freiwillige der Waffen-
SS bestätigte die Berichte der Überleben-
den.

Voneiner fast heilendenWirkungdes Pro-
zesses für die Zeugen sprach Anwalt Wal-
ther nach demUrteil. So geht es beimUrteil
von Lüneburg für die Überlebenden um
mehr, auch wenn am Ende Ärzte entschei-
den werden, ob ein heute 95-Jähriger seine
Haftstrafe verbüßen muss. „Die Entschei-
dung ist für die Nebenkläger eine Befrie-
dung ihrer jahrzehntelangen seelischen
Qualen und ihrer Zweifel an der deutschen
Justiz“, sagte Walther am Montag.

Juristischer Meilenstein
Bundesgerichtshof bestätigt Verurteilung von früherem SS-Mann Gröning wegen Beihilfe zum Massenmord

Von PEER KÖRnER

15. Juli 2015: Der frühere SS-Mann Oskar Gröning wartet mit seinen Anwälten Hans Holtermann (r.) und Susanne Frangenberg auf das Urteil. FOTO: DPA

Mehr Hilfsempfänger
Jeder Zehnte auf soziale Mindestsicherung angewiesen
Von EVA KRAFCZYK

Berlin. Knapp acht Millionen Menschen in
Deutschland haben Ende 2015 sozialeMin-
destsicherungsleistungenerhalten.Das ent-
spricht einemAnteil von 9,7 Prozent der Be-
völkerung, wie das Statistische
Bundesamt am Montag in Berlin
mitteilte. Ein Jahr zuvor hatten
knapp 7,4 Millionen Menschen
Hilfen bekommen. Zum Anstieg
trug vor allem die starke Zunah-
me leistungsberechtigter Asylbe-
werber bei – ihre Zahl wuchs von
363000 im Jahr 2014 auf 975000
Ende vorigen Jahres. Damit er-
hielten Asylbewerber insgesamt
12,2 Prozent des Geldes für eine
sozialeMindestsicherung.Gut 5,9
Millionen Menschen und damit
73,1 Prozent allerHilfsempfänger
bekamen Hartz-IV-Leistungen.
Grundsicherung imAlter undSozialhilfe er-
hielten gut eine Million Menschen.
Überdurchschnittlich hoch war die Zahl

der Empfänger in Berlin, wo fast jeder Fünf-
te (19,4 Prozent)Geld zurMindestsicherung
erhielt, sowie inBremen (18,5 Prozent).Ganz

anders die Lage in Bayern und BadenWürt-
temberg: Dort erhielten nur 5,2 beziehungs-
weise sechs Prozent der EinwohnerMindest-
leistungen für ihren Lebensunterhalt.
Im vergangenen Jahr waren 30,1 Prozent

der Erwerbslosen von erheblicher materiel-
ler Entbehrungbetroffen,wie aus
einer der Deutschen Presse-
Agentur in Berlin vorliegenden
anderenStatistik hervorgeht. Die
offiziellen Zahlen zeigen, dass
2008 erst 26 Prozent der Erwerbs-
losendavonbetroffenwaren. Seit
2012 lag der Anteil stets über 30
Prozent. Die Zahlen aus der Be-
fragung„Leben inEuropa“ stam-
men vom Statistischen Bundes-
amt. Die Behörde stellte dieWer-
te aufAnfrageder Linken imBun-
destag zusammen.
Linke-Fraktionsvize Sabine

Zimmermann wertete die Befun-
de als Armutszeugnis für den Sozialstaat.
„Das für diemeistenErwerbslosen einschlä-
gigeArbeitslosengeld II ist nicht armutsfest.“
Bei der Neufestlegung der Hartz-IV-Sätze
für 2017müsseSozialministerinAndreaNah-
les (SPD) dieRegelbedarfe spürbar anheben.

Jeder Vierte kooperiert
Studie über Rückkehrer aus Dschihad-Kampfgebieten
Von UTA WInKHAUS

Wiesbaden/Berlin.EinViertel der ausDschi-
had-Kampfgebieten nach Deutschland zu-
rückgekehrten Islamisten arbeitet einemBe-
richt zufolge mittlerweile mit den Sicher-
heitsbehörden zusammen. Das meldet die
„Welt“ (Montag) unter Berufung auf eine
als Verschlusssache eingestufte Studie zu
Radikalisierungshintergründen.Diesewur-
de den Angaben zufolge vom Hessischen
Informations- und Kompetenzzentrum
gegen Extremismus, dem Bundeskriminal-
amt (BKA) und dem Bundesamt für Verfas-
sungsschutz erstellt.
Demnach reisten mehr als 850 Islamisten

in den vergangenen Jahren in das Bürger-
kriegsgebiet nach Syrien und denNordirak
aus. Für die Studie seien 784 Lebensläufe
von Menschen zwischen 13 und 62 Jahren
untersucht worden, die sich dort den Ter-
rorgruppen angeschlossen hätten. 274 sei-
en inzwischenwieder in Deutschland, heißt
es.
Knapp die Hälfte (48 Prozent) der Heim-

kehrer bleibt ihrem extremistischen Milieu
treu, wie die „Welt“ weiter unter Berufung
auf die Studie berichtete. Bei acht Prozent

gingendieBehördennur von einer „taktisch
motivierten Rückkehr aus, etwa um sich zu
erholen oder umneueAusrüstungoderGeld
zu besorgen“. Lediglich etwa jeder zehnte
Ausgereiste sei bislang frustriert oder des-
illusioniert zurückgekehrt.
Etwa ein Drittel der ausgereisten Islamis-

ten soll sich der Studie zufolge noch im
Kriegsgebiet aufhalten. Ein Drittel sei mitt-
lerweile zurückgekehrt, zwölf Prozent von
ihnen seien inhaftiert. Die restlichen Perso-
nen befänden sich wohl im Ausland, oder
ihr Aufenthaltsstatus sei unbekannt, heißt
es in dem Bericht.
Zuletzt verzeichnetendieBehörden einen

signifikanten Rückgang bei der Zahl der
Ausreisen. Zwischen Juli 2015und Juni 2016
seien nur noch 49 radikalisierte Menschen
registriert worden, die sich auf den Weg in
die Kampfgebiete machten. 2014 seien es
noch bis zu 100 im Monat gewesen.
Ein Sprecher des hessischen Innenminis-

teriums in Wiesbaden verwies darauf, dass
die fortgeschriebene Studie derzeit noch
Verschlusssache sei. Sie soll bei der Innen-
ministerkonferenz dieseWoche in Saarbrü-
ckenvorgestellt und anschließendveröffent-
licht werden.

125 Millionen Euro für Hochbegabte
Bund und Länder suchen mit einem neuen Programm die beste Förderung leistungsstarker Schüler

Von KIM ALEXAnDER ZICKEnHEInER

Berlin. Mit dem Einsatz von 125 Millionen
Euro wollen Bund und Länder die besten
Methodenfinden, um leistungsstarkeSchü-
ler zu fördern. 300 Schulen sollen bundes-
weit über fünf Jahre hinwegAnsätze testen,
die imAnschluss flächendeckendumgesetzt
werden. In einigen Ländern gebe es deut-
lich mehr Schüler mit Spitzenleistung, sag-
teBundesbildungsministerin JohannaWan-
ka (CDU) amMontag in Berlin bei der Vor-
stellung des Konzepts. „Auch aus diesem
Grund ist klar: Hier müssen wir etwas tun.“
Angebote für Spitzenschüler seien Teil der
Chancengleichheit. „Dazu gehört natürlich
die Förderung der Schwachen, aber genau-
so gut die FörderungundUnterstützungde-
rer, die leistungsstark sind.“
Bund und Länder teilen sich die Kosten.

300 Schulen starten im Schuljahr 2017/18.
Ihre Förderungsansätze sollen vom Bund
wissenschaftlich begleitetwerden.Die Schu-
len vernetzen sich, um Erfahrungen auszu-
tauschen.Denn immernoch fehltenErkennt-
nisse darüber, welche Ansätze besonders
wirksam sind, sagteWanka. Ab dem Schul-
jahr 2022/23 sollen die Erfolgsrezepte auf

andere Schulen übertragen werden. „Tat-
sächlich geht es uns darum,Modelle zu ent-
wickeln, die nicht nur Leuchtturm-Charak-
ter haben“, sagte die Bremer Bildungssena-
torinClaudiaBogedan (SPD), die derzeit Prä-
sidentin derKultusministerkonferenz (KMK)
ist. „Wichtig ist uns dabei die Erkenntnis:
Alle Kinder haben Stärken.“ Lehrer müss-

ten diese Stärken erkennen können, sagte
sie weiter.
Der Fokus liegt auf den Klassen 1 bis 10

und auf den Hauptfächern, also Mathema-
tik, Deutsch, Naturwissenschaften und
Fremdsprachen, vor allemEnglisch.Wie die
Länder ihre Schulen aussuchen, steht ihnen
frei. Die Hälfte der 300 Schulen sollten

Grundschulen sein, sagte Wanka, der Rest
weiterführende – von jeder Sorte.
Es gehe nicht um eine einmalige Förde-

rung, sondern eine andauernde Strategie,
die fest imUnterricht verankert werden sol-
le, sagteBogedan.Die Schulenmüssten ihre
Kultur und Struktur so verändern, dass die
Förderung von Leistungsstarken besser
funktioniert.
Bei der Umsetzung gibt es Spielraum:Die

konkreten Ideen werden auf Länderebene
entschieden. Die 16 für Schulpolitik zustän-
digenBundesländer hatten sich imJuni 2015
in der KMK auf eine gemeinsame Strategie
geeinigt. Bildungsstudien der vergangenen
Jahre hattengezeigt, dassDeutschlandnicht
nur seine „Problemschüler“ stärker unter-
stützen sollte, sondern auch die Leistungs-
starken.
Der Deutsche Philologenverband ver-

spricht sich von einem solchen Bund-Län-
der-ProgrammFortschritte für dasBildungs-
system. Es sei gut, „dass die Gruppe der
leistungsstärksten Schüler jetzt auchmal in
den Fokus gerät. Daswar ja lange Zeit nicht
der Fall“, sagte etwa der Chef der Gymna-
siallehrergewerkschaft, Heinz-Peter Mei-
dinger.

Berlin.DerKoordinator für die Pisa-Studien,
Andreas Schleicher, hat die deutschen Bil-
dungspolitiker davor gewarnt, bei ihremRe-
formeifer für die Schulen nachzulassen. Es
gebe gewisse Bremsspuren, sagte der Ex-
perte der Organisation für wirtschaftliche
Zusammenarbeit undEntwicklung (OECD).
„Insgesamt hat diese Dynamik das Land
wirklich nach vorngebracht.Manmuss aber
leider sagen, dass der Schwung in den ver-
gangenen Jahrenwieder abgeflaut ist – und
das ist langfristig sehr schade.“
Am 6. Dezember werden die Ergebnisse

der sechsten internationalenPisa-Bildungs-
studie mit etwa 10000 teilnehmenden
15-Jährigen aus Deutschland präsentiert.

Das Pisa-Debakel vor 15 Jahren mit mise-
rablenTestergebnissen inMathematik,Na-
turwissenschaften, Lese- undTextverständ-
nis hatte eine breite Reformdebatte ausge-
löst. „Die verbessertenLeistungenDeutsch-
lands bei den Pisa-Tests der Nuller-Jahre
sollten Ansporn sein, so weiterzumachen“,
sagte Schleicher. „Es gibt keinenGrund,wa-
rumDeutschland sichnicht anden leistungs-
stärkstenBildungssystemenorientieren soll-
te. Aber dafür bleibt noch viel zu tun, gera-
de auch bei der Chancengerechtigkeit.“ So
zeigten Pisa-Studien der vergangenen Jah-
re, dass „hierzulande weiterhin der Bil-
dungserfolg zu stark vom sozialen Kontext
abhängig“ sei.

Bildungsexperte warnt

DPA

Übung vom 7. bis 9. März

Saarbrücken/Berlin. Polizei und Bundes-
wehr sollen vom7. bis 9.März 2017 erstmals
gemeinsam für einenEinsatz bei einemTer-
roranschlagüben.Nach längerer Suche steht
nun der Termin, den der saarländische In-
nenminister Klaus Bouillon (CDU) amMon-
tag vor Beginn der Innenministerkonferenz
(IMK) in Saarbrücken nannte. Es solle der
Umgang mit einem mehrstufigen, realisti-
schen Anschlagsszenario geprobt werden.
Nach seinen Angaben werden sechs Bun-
desländer dabei sein: Bremen, Nordrhein-
Westfalen, Schleswig-Holstein, Bayern, Ba-
den-Württemberg und das Saarland.
Von dem Treffen der Ressortchefs aus

Bund und Ländern erwartete der IMK-Vor-
sitzende zugleich eine Reihe von Ergebnis-
sen, etwa beim Ausbau der Videoüberwa-
chung im öffentlichen Raum. Die Innenmi-
nister treffen sich amDienstagundMittwoch
in der saarländischen Landeshauptstadt.
Forderungendes baden-württembergischen
Innenministers Thomas Strobl (CDU) nach
einer Verschärfung der Abschiebepraxis
stießenderweil vor derKonferenz auf schar-
fe Kritik.
„Von den 35 Themen, die auf unserer Ta-

gesordnung stehen, sind 28 entscheidungs-
reif“, sagte Bouillon. Es gehe bei der IMK
unter anderem um den Kampf gegen den
Terrorismus,Wohnungseinbrüche, neuege-
setzliche Möglichkeiten, um bei der digita-
len Entwicklung mitzuhalten, und einen
stärkeren Schutz von Polizisten. Grünes
Licht erwartet Bouillon unter anderem bei
der Gesetzesinitiative von Bundesinnenmi-
nister Thomas deMaizière (CDU) zumAus-
bauderVideoüberwachung imöffentlichen
Raum.
Das am Wochenende bekannt geworde-

ne Asyl-Papier Strobls soll nach Angaben
der baden-württembergischenLandesregie-
rung bei der IMK nicht offiziell präsentiert
werden. Darin wird etwa gefordert, die Ab-
schiebehaft für abgelehnte Asylbewerber
auszuweiten, Sozialleistungen zu kürzen
und ein Rückführungszentrum in Ägypten
einzurichten. Teile von CDU und CSU gin-
gen anscheinend in einen Überbietungs-
wettbewerb, wer die unchristlichste Partei
inDeutschland sein soll, kritisierte SPD-Ge-
neralsekretärin Katarina Barley.

Anti-Terror-Einsatz
wird geprobt

Von KATJA SPonHoLZ
UnD SEBASTIAn EnGEL

HORN VON AFRIKA
EU verlängert Einsatz
Brüssel. Der europäische Anti-Piraten-Ein-
satz amHorn vonAfrika ist umweitere zwei
Jahre verlängert worden. Trotz erheblicher
Fortschritte im Kampf gegen die Seeräube-
rei sei die Gefahr neuer Angriffe noch im-
mer nicht vollständig gebannt, erklärte die
EU am Montag in Brüssel zu der Entschei-
dung. Erst am 22. Oktober hätten sechs be-
waffneteMänner vor derOstküste Somalias
einen koreanischen Chemietanker überfal-
len. Die Bundeswehr beteiligt sich derzeit
mit einem Aufklärungsflugzeug vom Typ
P-3C Orion an dem Einsatz vor der Ostküs-
te Afrikas. DPA

EU-AUSTRITT GROSSBRITANNIENS
May: Rechte der Polen bleiben
London. Die britische Premierministerin
Theresa May will die Rechte für polnische
Staatsbürger, die in Großbritannien leben,
auchnach einemEU-Austritt nicht beschnei-
den. Das sagteMay amMontag nach einem
Treffen mit der polnischen Ministerpräsi-
dentin Beata Szydlo in London. Solange die
Rechte britischer Staatsbürger in der EUga-
rantiert würden, gelte das auch für EU-Bür-
ger in Großbritannien, sagte May. Bislang
haben Polen und andere EU-Bürger das
Recht, inGroßbritannien zu arbeiten und zu
leben.Mehr als 900 000Menschenaus Polen
leben inzwischen in Großbritannien. DPA

HAVANNA
Schröder bei Castro-Trauerfeier
Berlin/Havanna.AltkanzlerGerhardSchrö-
der (SPD) vertritt Deutschland bei den
Trauerfeierlichkeiten für den gestorbenen
kubanischen Revolutionsführer Fidel Cast-
ro. Nach Informationen der „Bild“-Zeitung
(Dienstag) reiste Schröder am Montag im
AuftragderBundesregierungundvonKanz-
lerin Angela Merkel (CDU) nach Havanna.
Dort findet am Mittwoch eine Trauerfeier
auf dem Platz der Revolution statt. Castros
Leiche war am Sonnabend eingeäschert
worden. Er war am Freitagabend im Alter
von 90 Jahren gestorben. DPA

Sabine Zimmermann
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